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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. wie sie bewertet, dass es im Fall von Sonderpädagogischen Bildungs- und Be-
ratungszentren (SBBZ) in freier Trägerschaft Schülerinnen und Schüler gibt,
die inklusiv an einer Regelschule beschult werden, aber nicht als Schülerinnen
und Schüler der Regelschule zählen (und daher nicht beim Klassenteiler einge-
rechnet werden) und auf welcher gesetzlichen Grundlage dies geschieht;

2. an welchen Schulen im Land es derzeit kooperative Organisationsformen des
gemeinsamen Unterrichts gibt (aufgeschlüsselt nach Schulamt und Regierungs-
bezirk);

3. wie viele gemeinsame Unterrichtsstunden die kooperativen Organisationsfor-
men mindestens umfassen müssen und welche Fächer dies betrifft;

4. welche Beratungs- und Unterstützungsmöglichkeiten allgemeine Schulen, SBBZ
und Schulträger erhalten, die kooperative Organisationsformen des gemeinsa-
men Unterrichts einrichten möchten;

5. welche Auswirkungen auf die Bemessung der Lehrerwochenstunden der
Wechsel von einer kooperativen Organisationsform hin zu einer rein inklusiven
Beschulung hat; 

7. wie sie den Prozess der regionalen Schulentwicklung der Sonderpädagogischen
Bildungs- und Beratungszentren begleitet und unterstützt; 

Antrag

der Abg. Elke Zimmer u. a. GRÜNE

und

Stellungnahme

des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport

Die Zukunft der Sonderpädagogischen Bildungs- und 
Beratungszentren und des gemeinsamen Unterrichts 
in kooperativer Organisationsform
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8. in welcher Form die SBBZ wieder stärker in die Steuerungsaufgaben der
Schulverwaltung eingebunden werden sollen – vor dem Hintergrund, dass die
Staatlichen Schulämter über gute Vor-Ort-Kenntnisse verfügen und nicht inte -
ressenbezogen sind;

9. ob es Pläne seitens der Landesregierung gibt, die Zusammenlegung von mehre-
ren Förderschwerpunkten an einem Schulstandort zu unterstützen.

18. 05. 2018 

Zimmer, Boser, Bogner-Unden,
Grath, Lösch, Poreski GRÜNE

B e g r ü n d u n g

Erziehungsberechtigte haben, bei festgestelltem sonderpädagogischen Förderbe-
darf des Kindes, seit der Schulgesetzänderung im Jahr 2015 die Möglichkeit zwi-
schen einem inklusiven Bildungsangebot an einer allgemeinen Schule und der
 Beschulung an einem Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentrum
(SBBZ) zu wählen. Da sich immer mehr Erziehungsberechtigte für ein inklusives
Bildungsangebot entscheiden, sind die Anmeldezahlen an vielen SBBZ im Land
rückläufig. Auch schließen sich allgemeine Schulen und SBBZ zusammen, um
gemeinsamen Unterricht in kooperativen Organisationsformen anzubieten.

Mit diesem Antrag soll in Erfahrung gebracht werden, mit welchen Maßnahmen
die SBBZ im Land bei einer Weiterentwicklung und Anpassung ihres Angebots
unterstützt werden können, welche dieser Maßnahmen bereits umgesetzt werden,
welche sich derzeit in Planung befinden und wo auf Grundlage des ersten Be-
richts zur Weiterentwicklung sonderpädagogischer Bildungs-, Beratungs- und
Unterstützungsangebote andere geeignete Maßnahmen erwogen werden müssen,
um die Situation von Schülerinnen und Schülern mit festgestelltem Förderan-
spruch weiter zu verbessern und dem gesetzlich verbrieften Wahlrecht der Erzie-
hungsberechtigten gerecht zu werden.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 12. Juni 2018 Nr. 36-6411.700/552 nimmt das Ministerium
für Kultus, Jugend und Sport zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. wie sie bewertet, dass es im Fall von Sonderpädagogischen Bildungs- und Be-
ratungszentren (SBBZ) in freier Trägerschaft Schülerinnen und Schüler gibt,
die inklusiv an einer Regelschule beschult werden, aber nicht als Schülerinnen
und Schüler der Regelschule zählen (und daher nicht beim Klassenteiler einge-
rechnet werden) und auf welcher gesetzlichen Grundlage dies geschieht;

Für die beschriebene Fallkonstellation gibt es keine gesetzliche Grundlage. Schü-
lerinnen und Schüler mit festgestelltem Anspruch auf ein sonderpädagogisches
Bildungsangebot sind entweder Schüler einer allgemeinen Schule und wurden
dieser Schule, soweit es sich um eine öffentliche Schule handelt, vom Staatlichen
Schulamt im Rahmen eines Bildungswegekonferenzverfahrens zugewiesen. Oder
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sie sind Schüler eines Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentrums
und lernen an dieser Schule bzw. im Wege einer kooperativen Organisationsform
an einer allgemeinen Schule. Bei beiden Möglichkeiten sind die Statusfrage und
die damit zusammenhängende Fragen im Hinblick auf die personelle und sächli-
che Ressourcenausstattung eindeutig geregelt.

2. an welchen Schulen im Land es derzeit kooperative Organisationsformen des
gemeinsamen Unterrichts gibt (aufgeschlüsselt nach Schulamt und Regierungs-
bezirk);

Die öffentlichen bzw. privaten (aufnehmenden) Schulen von kooperativen Orga-
nisationsformen des gemeinsamen Unterrichts in Baden-Württemberg im Schul-
jahr 2016/2017 sind in der Anlage nach Schulamt und Regierungsbezirk darge-
stellt.

3. wie viele gemeinsame Unterrichtsstunden die kooperativen Organisationsfor-
men mindestens umfassen müssen und welche Fächer dies betrifft;

Kooperative Organisationsformen werden im Einvernehmen mit allen Beteiligten
(Schulträger, Schülerbeförderungsämter, Schulgemeinschaften, Schulverwaltung)
eingerichtet. Zwischen den Schulen und den Schulträgern werden im Vorfeld
Vereinbarungen zu organisatorischen und pädagogischen Fragen der Zusammen-
arbeit zwischen den Lehrkräften, den Schulen und den Schulträgern getroffen. In
der praktischen Ausgestaltung wird die pädagogische Verantwortung bewusst ge-
meinsam getragen und bei Bedarf entsprechend angepasst. Die sonderpädagogi-
schen Lehrkräfte sind dabei weiterhin an den Sonderpädagogischen Bildungs-
und Beratungszentren verortet und fühlen sich fachlich dort verankert. Spezifi-
sche  Organisations- und Unterstützungsleistungen werden in der Regel vom Son-
derpädagogischen Bildungs- und Beratungszentrum organisiert bzw. erbracht
(Schü lerbeförderung, Hilfsmittel, Betreuungskräfte). Vorgaben des Landes be-
züglich der Unterrichtsfächer oder der Zahl der gemeinsam zu unterrichtenden
Unterrichtsstunden gibt es nicht.

4. welche Beratungs- und Unterstützungsmöglichkeiten allgemeine Schulen, SBBZ
und Schulträger erhalten, die kooperative Organisationsformen des gemeinsa-
men Unterrichts einrichten möchten;

Die Einrichtung kooperativer Organisationsformen hat in Baden-Württemberg
 eine lange Tradition. Schulen und Schulträger sind es in der weit überwiegenden
Mehrzahl gewohnt, kooperative Organisationsformen einzurichten. Darüber hin-
aus steht ein Merkblatt zur Einrichtung von kooperativen Organisationsformen
zur Verfügung, an dem sich die Beteiligten orientieren können. Die Staatlichen
Schulämter unterstützen bei organisatorischen und pädagogischen Fragen auch in
Bezug auf die Kooperationsvereinbarungen zwischen den Schulen und Schulträ-
gern. Die Praxisbegleiterinnen und -begleiter Inklusion an den Staatlichen Schul -
ämtern stehen mit ihren Angeboten – sofern deren Kapazität ausreicht – auch für
kooperative Organisationsformen des gemeinsamen Lernens zur Verfügung. Vie-
le der Fortbildungsangebote in diesem Bereich stehen damit auch den Lehrkräften
offen, die in kooperativen Organisationsformen unterrichten. Im Rahmen der zen-
tralen Lehrerfortbildung werden gezielt Angebote für diese Lehrkräfte gemacht. 

5. welche Auswirkungen auf die Bemessung der Lehrerwochenstunden der Wech-
sel von einer kooperativen Organisationsform hin zu einer rein inklusiven Be-
schulung hat; 

Die Schülerinnen und Schüler mit einem festgestellten Anspruch auf ein sonder-
pädagogisches Bildungsangebot sind mit dem Wechsel von einer kooperativen
Organisationsform in ein inklusives Bildungsangebot Schülerinnen und Schüler
der allgemeinen Schule und nicht länger Schülerinnen und Schüler des Sonder-
pädagogischen Bildungs- und Beratungszentrums. Sie zählen in der Bedarfsbe-
rechnung entsprechend dann an ihrer neuen Schule. Ferner werden sie wegen der
Bedarfsberechnung der sonderpädagogischen Unterstützung dem zugeordneten
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Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentrum zugerechnet. Bei der Zu-
weisung der Lehrerwochenstunden durch das Staatliche Schulamt bzw. bei Son-
derpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren in privater Trägerschaft durch
die Festlegung der hierfür erforderlichen Lehrerwochenstunden durch das Staat -
liche Schulamt wird in der Regel berücksichtigt, dass die Klasse, in der das inklu -
sive Bildungsangebot eingerichtet wird, bereits mit Lehrerwochenstunden durch
die allgemeinen Schule versorgt ist. 

6. wie sie den Prozess der regionalen Schulentwicklung der Sonderpädagogischen
Bildungs- und Beratungszentren begleitet und unterstützt; 

Die Begleitung der regionalen Schulentwicklung ist Sache der Regierungspräsi -
dien und der Staatlichen Schulämter. Diese sind in sämtlichen Fragen der regiona-
len Schulentwicklung mit den Schulen und den Schulträgern im Gespräch und un-
terstützen diese.

Derzeit besteht grundsätzlich – unter Einbeziehung der Angebote der SBBZ in
freier Trägerschaft und der SBBZ mit Internat – eine bedarfsdeckende, fachlich
und organisatorisch aufeinander abgestimmte Struktur sonderpädagogischer An-
gebote. Die bestehende Angebotsstruktur gilt es zu sichern.

Jede schulorganisatorische Maßnahme nach § 30 Schulgesetz (SchG), wie z. B.
die Einrichtung und Aufhebung von SBBZ, von Bildungsgängen oder etwa auch
von Außenstellen löst eine regionale Schulentwicklung nach § 30 a bis e SchG
aus. Das bedeutet, dass heute schon im Rahmen der Prüfung des Vorliegens eines
öffentlichen Bedürfnisses nach § 27 Abs. 2 SchG ein abgeschlossenes Dialog- und
Beteiligungsverfahren Voraussetzung für die Zustimmung zu einer schulorganisa-
torischen Maßnahme nach § 30 SchG ist.

Neben dem Verfahren der regionalen Schulentwicklung können die Regierungs-
präsidien als obere Schulaufsichtsbehörde im Interesse einer kontinuierlichen Op-
timierung der regionalen Schulentwicklung sog. Regionalkonferenzen für die im
Vorfeld erforderlichen Abstimmungsprozesse durchführen.

Das Kultusministerium wird in § 30 e SchG zudem ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung besondere Bestimmungen zur Regelung der regionalen Schulentwick-
lung an Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren etwa zu Mindest-
schülerzahlen, Ausnahmetatbeständen, Bildungsabschlüssen und Planungsge-
sichtspunkten zu erlassen. Derzeit werden die kommunalen Landesverbände, Pri-
vatschulverbände, Lehrerverbände, Gewerkschaften, die Beauftragte für die Be-
lange von Menschen mit Behinderungen und andere Vertreter von Betroffenen zu
dem Entwurf einer solchen Verordnung des Kultusministeriums bis zum 22. Juni
2018 angehört. 

7. in welcher Form die SBBZ wieder stärker in die Steuerungsaufgaben der
Schulverwaltung eingebunden werden sollen – vor dem Hintergrund, dass die
Staatlichen Schulämter über gute Vor-Ort-Kenntnisse verfügen und nicht inte -
ressenbezogen sind;

Die Bildungsbiografie von Schülerinnen und Schülern mit einem festgestellten
Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot ist erfahrungsgemäß
vielfach durch Wechsel bestimmt (Feststellung und Aufhebung des Anspruchs
auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot, Schulartwechsel mit und ohne Be-
gleitung im Rahmen des sonderpädagogischen Dienstes, Wahl einer Schule mit
den zu den Voraussetzungen des Kindes passenden Bildungsgängen, Wahl zwi-
schen einem inklusiven Bildungsangebot und einem Sonderpädagogischen Bil-
dungs- und Beratungszentrum). Im Rahmen des Schulversuchs, der der Änderung
des Schulgesetzes vorausging, waren die Schulleitungen der damaligen Sonder-
schulen mit ihrer Personenkenntnis und ihrem Systemwissen auch bezogen auf
die Schülerinnen und Schüler in inklusiven Bildungsangeboten beteiligt. Auch
dadurch sollten Brüche in der Bildungsbiografie vermieden werden, indem bei-
spielsweise nach einer Aufhebung eines Anspruchs auf ein sonderpädagogisches
Bildungsangebot der sonderpädagogische Dienst des Sonderpädagogischen Bil-
dungs- und Beratungszentrums weiterhin beratend und begleitend zur Verfügung
stand. Das entspricht auch dem Subsidiaritätsprinzip der Sonderpädagogik. Es ist
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deshalb beabsichtigt, dass sich die Schulleitungen der Sonderpädagogischen Bil-
dungs- und Beratungszentren wieder an dieser Aufgabe – insbesondere in der
kontinuierlichen Begleitung von Schülerinnen und Schülern – beteiligen. Steue-
rungsaufgaben der Schulverwaltung übernehmen sie damit nicht. 

8. ob es Pläne seitens der Landesregierung gibt, die Zusammenlegung von meh-
reren Förderschwerpunkten an einem Schulstandort zu unterstützen.

Das Initiativrecht für schulorganisatorische Maßnahmen liegt beim Schulträger.
Dazu gehört auch die Zusammenlegung von Sonderpädagogischen Bildungs- und
Beratungszentren unterschiedlicher Förderschwerpunkte an einem Schulstandort.
Hiervon wird standortbezogen vereinzelt Gebrauch gemacht. Pläne zur Unterstüt-
zung der Konzentration von Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszen-
tren mit unterschiedlichen Förderschwerpunkten an einem Schulstandort gibt es
seitens der Landesregierung nicht.

Dr. Eisenmann

Ministerin für Kultus,
Jugend und Sport
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